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2 9 4 . Verordnung: Teuerungszulagenverordnung 1973

2 9 5 . Kundmachung: 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1973

2 9 6 . Kundmachung: Teuerungszulagenkundmachung 1973

297 . Kundmachung: 11. Novelle der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963

2 9 8 . Kundmachung: 16. Novelle der Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung

2 9 4 . Verordnung der Bundesregierung vom
8. Mai 1973 über die Gewährung von Teue-
rungszulagen an die Bundesbeamten, Landes-
lehrer und land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer des Dienststandes, an Personen,
die Anspruch auf Ruhe- oder Versorgungs-
genuß haben, an die Vertragsbediensteten des
Bundes, an Landesvertragslehrer, an land-
und forstwirtschaftliche Landesvertragslehrer,
an die Bediensteten des Dorotheums sowie an
die Bediensteten der Österreichischen Bundes-

forste (Teuerungszulagenverordnung 1973)

Auf Grund des § 88 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, des § 41 Abs. 4 des Pen-
sionsgesetzes 1965, BGBl. Nr. 340, der §§ 45 und
64 Abs. 2 des Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl.
Nr. 245/1962, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 340/1965, 171/1966 und 247/1970, der
§§ 48 und 66 des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl. Nr. 176/1966,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 248/
1970, des § 53 Abs. 4 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 165/1961, der §§ 2 und
7 Abs. 2 des Landesvertragslehrergesetzes 1966,
BGBl. Nr. 172, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 249/1970, der §§ 1 und 6 Abs. 2 des
Land- und forstwirtschaftlichen Landesvertrags-
lehrergesetzes, BGBl. Nr. 244/1969, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 250/1970, des
§ 3 Abs. 1 des Dorotheums-Bedienstetengesetzes,
BGBl. Nr. 194/1968, und des § 27 Abs. 1 der
Bundesforste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 201/
1969, wird im Einvernehmen mit dem Haupt-
ausschuß des Nationalrates verordnet:

Abschnitt I
§ 1. Den Bundesbeamten, den Landeslehrern

(§ 1 des Landeslehrer-Dienstgesetzes) und den
land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrern
(§ 1 des Land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrer-Dienstgesetzes) des Dienststandes gebüh-

ren ab 1. Juli 1973 Teuerungszulagen im Ausmaß
von je 8'3 v. H. des Gehaltes und der im § 3
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 vorgesehenen
Zulagen mit Ausnahme der Haushaltszulage.

§ 2. Den Personen, die Anspruch auf Ruhe-
oder Versorgungsgenuß (Unterhaltsbeitrag)
haben, gebühren ab 1. Juli 1973 Teuerungs-
zulagen im Ausmaß von je 8'3 v. H. des Ruhe-
(Versorgungs)genusses, der Ruhe(Versorgungs)-
genußzulage und der Hilflosenzulage beziehungs-
weise des Unterhaltsbeitrages.

§ 3. Den Vertragsbediensteten des Bundes, den
Landesvertragslehrern (§ 1 Abs. 1 des Landes-
vertragslehrergesetzes 1966) und den land- und
forstwirtschaftlichen Landesvertragslehrern (§ 1
des Land- und forstwirtschaftlichen Landesver-
tragslehrergesetzes) gebühren ab 1. Juli 1973
Teuerungszulagen im Ausmaß von je 8'3 v. H.
des Monatsentgeltes und der im § 8 a Abs. 1
zweiter Satz des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 angeführten Zulagen.

§ 4. Den Bediensteten des Dorotheums (§ 1
Abs. 1 des Dorotheums-Bedienstetengesetzes)
gebühren ab 1. Juli 1973 Teuerungszulagen im
Ausmaß von je 8'3 v. H. des Gehaltes.

§ 5. Den Bediensteten der Österreichischen
Bundesforste (§ 1 Abs. 1 der Bundesforste-
Dienstordnung) gebühren ab 1. Juli 1973 Teue-
rungszulagen im Ausmaß von je 8'3 v. H. des
Gehaltes und der im § 16 Abs. 2 der Bundes-
forste-Dienstordnung vorgesehenen Zulagen mit
Ausnahme der Haushaltszulage.

Abschnitt II

§ 6. (1) Die Teuerungszulagen sind, soweit
nicht Abs. 2 anzuwenden ist, derart zu runden,
daß sich zusammen mit den Bezügen, zu denen
sie gebühren, ein voller Schillingbetrag ergibt;
hiebei sind Restbeträge von weniger als 50 Gro-
schen zu vernachlässigen und Restbeträge von
50 Groschen und darüber als volle Schillinge
anzusetzen.
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(2) Die Teuerungszulage zu Ansätzen und
Zuschlägen, die nicht auf volle Schillingbeträge
lauten, sind in der Weise zu runden, daß sie
zusammen mit den Beträgen, zu denen sie gebüh-
ren, durch 10 Groschen teilbare Beträge ergeben;
hiebei sind Restbeträge bis 4 Groschen zu ver-
nachlässigen und Restbeträge von 5 Groschen und
mehr auf die nächsten 10 Groschen aufzurunden.
Die Teuerungszulage zur Hilflosenzulage der
Stufe II ist derart zu runden, daß sie zusammen
mit der Hilflosenzulage einen Betrag ergibt, der
zur Hilflosenzulage der Stufe I zuzüglich der
Teuerungszulage in dem im § 27 Abs. 2 des
Pensionsgesetzes 1965 festgesetzten Verhältnis
steht.

§ 7. Die Verordnung der Bundesregierung vom
30. Mai 1972, BGBl. Nr. 188, tritt für die Zeit
ab 1. Juli 1973 außer Kraft.

Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Moser Firnberg

Leodolter

2 9 5 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 26. Juni 1973, mit der
die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 ab-
geändert wird (1. Salinenarbeiter-Kund-

machung 1973)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 26. Juni 1973 (Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundge-
macht:

Artikel I

Die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968, BGBl.
Nr. 264, in der Fassung der 2. Salinenarbeiter-
Kundmachung 1972, BGBl. Nr. 200, wird wie
folgt geändert:

1. § 13 hat zu lauten:

„Ansprüche bei Dienstverhinderung der Salinen-
arbeiter, die nach den Bestimmungen des Be-
amten-, Kranken- und Unfallversicherungs-

gesetzes krankenversichert sind

§ 13. Ein Salinenarbeiter, der als solcher nach
den Bestimmungen des Beamten-, Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/1967,
krankenversichert ist, behält den Anspruch auf
den vollen Lohn, errechnet aus dem Durch-
schnittslohn des vergangenen Jahres,

1. im Falle der Dienstverhinderung durch
Krankheit für die ersten 84 versäumten
Arbeitsstunden,

2. im Falle einer Dienstverhinderung als Folge
eines Betriebsunfalles bis zur 1092. ver-
säumten Arbeitsstunde.

Für die weiteren bis zur 2184. versäumten Ar-
beitsstunden gebühren ihm 90 v. H. seines Stun-
denlohnes, auf den er Anspruch hätte, wenn er
an der Dienstleistung nicht verhindert wäre."

2. § 14 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Jeder der im Abs. 1 genannten Salinen-

arbeiter erhält darüber hinaus ab dem 4. Kalen-
dertag

1. bis zur 84. versäumten Arbeitsstunde,
2. sofern aber die Dienstverhinderung die

Folge eines Betriebsunfalles bildet, bis zur
1092. versäumten Arbeitsstunde, berechnet
vom ersten Tage der Dienstverhinderung
an, 49 v. H. des Lohnes, errechnet aus dem
Durchschnittslohn des vergangenen Jahres,
als Krankengeldzuschuß. Für die weiteren
bis zur 2184. versäumten Arbeitsstunden
gebührt ihm ein Krankengeldzuschuß in der
Höhe von 40 v. H. seines Stundenlohnes,
auf den er Anspruch hätte, wenn er nicht
an seiner Dienstleistung verhindert wäre."

3. § 14 Abs. 3 und 4 entfallen, die bisherigen
Abs. 5 und 6 erhalten die Bezeichnung „(3)"
und „(4)".

4. Im § 14 Abs. 5 zweiter Satz ist der Aus-
druck „im Abs. 3" durch den Ausdruck „im
Abs. 2" zu ersetzen.

Artikel II

1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-
Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der
Fassung der 2. Salinenarbeiter-Kund-
machung 1972, BGBl. Nr. 200) hat zu
lauten:
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2. Die in Z. 1 enthaltenen Lohnsätze sind auf
Dienstleistungen anzuwenden, die nach dem
30. Juni 1973 erbracht werden. Vor dem
1. Juli 1973 geleistete Dienste sind nach der
Lohntafel in der Fassung der 2. Salinen-
arbeiter-Kundmachung 1972, BGBl. Nr. 200,
abzugelten.

Artikel III

Auf die Lohnansprüche der Salinenarbeiter für
die Zeit ab 1. Juli 1973 ist § 3 der Teuerungs-
zulagenverordnung 1973, BGBl. Nr. 294, sinn-
gemäß anzuwenden.

Artikel IV

Es treten in Kraft:

1. Artikel I mit 1. Jänner 1973,

2. Artikel II und III mit 1. Juli 1973.

Androsch

2 9 6 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 26. Juni 1973 über die Gewäh-
rung von Teuerungszulagen an Bundesbahn-
beamte und Lohnbedienstete der Öster-
reichischen Bundesbahnen (Teuerungszulagen-

kundmachung 1973)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 26. Juni 1973, Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht:

Abschnitt I

§ 1. Den Bundesbahnbeamten gebühren zum
Gehalt, der Dienstalterszulage, der Dienstzulage
und der Verwendungszulage gemäß § 12 Abs. 1
Z. 2 der Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, in der Fassung der 11. Novelle,
den Lohnbediensteten zum Monatslohn Teue-
rungszulagen im Ausmaß von 8'3 v. H. der
bezeichneten Geldleistungen.

§ 2. Sind die sich nach § 1 ergebenden Teue-
rungszulagen nicht durch volle Schillingbeträge
teilbar, so sind Restbeträge von weniger als
50 Groschen zu vernachlässigen und Restbeträge
von 50 Groschen, und darüber als volle Schillinge
anzusetzen.

§ 3. Die Teuerungszulagen teilen das rechtliche
Schicksal der Geldleistung, zu der sie gewährt
werden.

Abschnitt II

§ 4. Die Bestimmungen des Abschnittes I sind
auf Bezugsansprüche anzuwenden, die nach dem
30. Juni 1973 liegende Zeiträume betreffen.

§ 5. Die Kundmachung des Bundesministers
für Verkehr vom 27. Juni 1972, BGBl. Nr. 193,
tritt für die Zeit ab 1. Juli 1973 außer Kraft.

Frühbauer
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2 9 7 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 26. Juni 1973, mit der die
Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963 neuer-
lich abgeändert wird (11. Novelle der Bun-

desbahn-Besoldungsordnung 1963)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 9. Mai 1973, Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kund-
gemacht :

Artikel I

Die Bundesbahn-Besoldungsordnung 1963,
BGBl. Nr. 170, in der Fassung der Kundmachun-
gen BGBl. Nr. 340/1963, BGBl. Nr. 161/1964,
BGBl. Nr. 130/1965, BGBl. Nr. 116/1966, BGBl.
Nr. 314/1966, BGBl. Nr. 243/1967, BGBl.
Nr. 265/1968, BGBl. Nr. 169/1969, BGBl.
Nr. 122/1971, und BGBl. Nr. 191/1972 wird wie
folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 hat zu lauten:

„Der Monatsbezug besteht aus dem Gehalt
und allfälligen Zulagen (Haushaltszulage, Dienst-
alterszulage, Dienstzulage, Verwendungszulage,
Verwendungsabgeltung, Ergänzungszulage und
Teuerungszulage)."

2. § 12 hat zu lauten:

„§ 12. V e r w e n d u n g s z u l a g e ,
V e r w e n d u n g s a b g e l t u n g

(1) Dem Beamten gebührt eine ruhegenuß-
fähige Verwendungszulage, wenn er

1. einen Dienstposten im Wege der Betrauung
nur wegen Fehlens der vorverwendungs-
mäßigen Erfordernisse verliehen erhielt,

2. dauernd ein besonderes Maß an Verantwor-
tung für die Führung der Geschäfte zu tra-
gen hat und diese Verantwortung über dem
Ausmaß an Verantwortung liegt, das Beamte
in gleicher dienst- und besoldungsrechtlicher
Stellung tragen, bzw. wenn er auf Grund
eines besonderen Maßes an Verantwortung
für die Führung der Geschäfte regelmäßig
zeitliche oder mengenmäßige Mehrleistungen
zu erbringen hat.

(2) Die Verwendungszulage gebührt in den
Fällen nach Abs. 1 Z. 1 im Ausmaß des Unter-
schiedsbetrages zwischen dem Gehalt (einschließ-
lich Teuerungszulage) des Beamten und dem
Gehalt (einschließlich Teuerungszulage), der dem
Beamten im Falle der Beförderung auf diesen
Dienstposten zustünde.

(3) Die Verwendungszulage ist in den Fällen
des Abs. 1 Z. 2 mit Vorrückungsbeträgen oder
halben Vorrückungsbeträgen der Gehaltsgruppe,
der der Beamte zugehört, zu bemessen; sie darf
vier Vorrückungsbeträge nicht übersteigen. Die
Verwendungszulage nach Abs. 1 Z. 2 kann auch

in Hundertsätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 7
der Gehaltsgruppe VII b einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage bemessen werden, wenn
dies im Hinblick auf den Grad der höheren Ver-
antwortung erforderlich ist; sie darf in diesem
Fall 50 v. H. dieses Gehaltes (einschließlich
Teuerungszulage) nicht übersteigen. Innerhalb
dieser Grenzen ist die Verwendungszulage nach
dem Grad der Verantwortung und unter ent-
sprechender Bedachtnahme auf die vom Beamten
in zeitlicher oder mengenmäßiger Hinsicht zu
erbringenden Mehrleistungen zu bemessen. Die
Bemessung bedarf der Zustimmung des Bundes-
kanzleramtes und des Bundesministeriums für
Finanzen.

(4) Durch die Verwendungszulage nach Abs. 1
Z. 2 gelten alle Mehrleistungen des Beamten in
zeitlicher und mengenmäßiger Hinsicht als abge-
golten.

(5) Der Anspruch auf die Verwendungszulage
nach Abs. 1 Z. 1 erlischt mit Beförderung auf
den durch Betrauung verliehenen Dienstposten.
Die Verwendungszulage nach Abs. 1 Z. 2 ist
einzustellen, wenn dem Beamten ein anderer
Dienstposten verliehen wird.

(6) Dem Beamten gebührt für jede vorüber-
gehende, ununterbrochen mindestens einen Monat
dauernde Verwendung auf einem Dienstposten,
der bei Verleihung eine höhere Gehaltsgruppen-
zugehörigkeit des Beamten begründen würde,
und für den er die prüfungsmäßigen Vorausset-
zungen erfüllt, eine Verwendungsabgeltung im
Ausmaß des Unterschiedsbetrages zwischen sei-
nem Gehalt (einschließlich Teuerungszulage) und
dem Gehalt (einschließlich Teuerungszulage), der
ihm bei Verleihung des Dienstpostens zustünde.
Die Verwendungsabgeltung ist nicht ruhegenuß-
fähig. Der Anspruch auf die Verwendungsabgel-
tung ist vom Beamten jeweils vierteljährig im
nachhinein geltend zu machen."

3. § 27 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Bestimmungen der §§ 15 bis 18 und
19 a bis 20 b des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, sind unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen Bestimmungen der Dienstordnung sowie
der besonderen Betriebsbedürfnisse sinngemäß
anzuwenden. Die Festsetzung der Nebenbezüge
obliegt der Generaldirektion im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundes-
ministerium für Finanzen."

4. Der vorletzte Absatz der Z. 5 der Vorbe-
merkungen der Anlage 2 hat zu lauten:
„Die Zeit einer Verwendung, für welche eine
Verwendungsabgeltung angefallen ist, wird jener
Gehaltsgruppe (Untergruppe) zugerechnet, nach
der die Höhe der Verwendungsabgeltung bemes-
sen wurde; das gleiche gilt für die Zeit einer
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Betrauung, die nur wegen Nichterfüllung der
vorverwendungsmäßigen Erfordernisse ausge-
sprochen wurde; die Erfüllung der nach Spalte 5
und 7 bis 9 geforderten Dauer der Gehalts-
gruppenzugehörigkeit ausschließlich durch solche
zugerechneten Zeiten ist ausgeschlossen."

5. Die Anmerkung in Spalte 10 bei Ord.Nr. 976
der Anlage 2 hat zu lauten:

„Nach Bezugszuerkennung entfällt eine Dienst-
zulage gemäß § 11 für die Berechnung der Aktiv-
und Pensionsbezüge, eine allfällige Mehrleistungs-
zulage oder eine Verwendungszulage gemäß § 12
Abs. 1 Z. 2, sofern nicht in der Zuerkennungs-
verfügung die Weitergewährung einer dieser
Zulagen verfügt wurde."

Artikel II
(1) Die Nebenbezugsregelungen nach den Be-

stimmungen des § 27 der BO 1963 in der vor
dem Inkrafttreten des Art. I geltenden Fassung
bleiben bis zur Wirksamkeit einer Neuregelung
auf Grund der Bestimmungen des Art. I weiter
aufrecht.

(2) Die gemäß Abs. 1 weiter ausgezahlten
Nebenbezüge sind auf die nach § 27 der Bundes-
bahn-Besoldungsordnung 1963 in der Fassung
des Art. I für die gleiche Zeit gebührenden oder
gewährten Nebenbezüge anzurechnen.

(3) Die nach § 27 der Bundesbahn-Besoldungs-
ordnung 1963 in der vor Inkrafttreten des Art. I
geltenden Fassung bisher gewährten Personal-
zulagen gelten ab dem Inkrafttreten des Art. I
Z. 2 für Beamte der Gehaltsgruppenzugehörig-
keit X und Beamte mit Sondergehältern nach
§ 7 Abs. 4 als Verwendungszulagen im Sinne des
§ 12 Abs. 1 Z. 2 der BO 1963 in der Fassung des
Art. I Z. 2 und für Beamte der Gehaltsgruppen-
zugehörigkeit IX a und IX b als nicht ruhegenuß-
fähige Dienstzulagen nach § 11 BO 1963.

(4) Die Bestimmungen des Art. I treten mit
1. Dezember 1972 in Kraft.

Frühbauer

2 9 8 . Kundmachung des Bundesministers für
Verkehr vom 26. Juni 1973, mit der die
Bundesbahn-Dienst- und Lohnordnung neu-
erlich abgeändert wird (16. Novelle der Bun-

desbahn-Dienst- und Lohnordnung)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des
Nationalrates vom 9. Mai 1973, Gesetz vom
13. April 1920, StGBl. Nr. 180, wird kundge-
macht:

Artikel I
Die Dienst- und Lohnordnung für die für

den vorübergehenden Bedarf aufgenommenen
Bediensteten der Österreichischen Bundesbah-
nen, BGBl. Nr. 96/1954, in der Fassung der

Kundmachungen BGBl. Nr. 66/1956, BGBl.
Nr. 207/1959, BGBl. Nr. 252/1959, BGBl.
Nr. 154/1961, BGBl. Nr. 214/1962, BGBl.
Nr. 13/1964, BGBl. Nr. 162/1964, BGBl. Nr. 131/
1965, BGBl. Nr. 115/1966, BGBl. Nr. 244/1967,
BGBl. Nr. 266/1968, BGBl. Nr. 170/1969,
BGBl. Nr. 222/1970, BGBl. Nr. 190/1972 und
BGBl. Nr. 192/1972 wird wie folgt abgeändert:

1. § 16 hat zu lauten:
„§ 16. Ü b e r z e i t a r b e i t u n d S o n n -

u n d F e i e r t a g s a r b e i t
Hinsichtlich der Abgeltung von Überzeit-

arbeit und Sonn- und Feiertagsarbeit sind die
für Bundesbahnbeamte geltenden Regelungen
sinngemäß anzuwenden."

2. § 27 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Abweichend von den Bestimmungen des

Abs. 2 lit. a gebührt einer weiblichen Lohnbe-
diensteten eine Abfertigung auch dann,

a) wenn sie innerhalb von sechs Monaten,
nachdem sie sich verehelicht oder ein
lebendes Kind geboren hat, das Dienstver-
hältnis kündigt;

b) wenn sie nach Vollendung des 60. Lebens-
jahres das Dienstverhältnis kündigt und
das Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre
ununterbrochen gedauert hat."

3. § 36 hat zu lauten:
„S 36.

Abweichend von den Bestimmungen des § 25
Abs. 1 kann die Fortsetzung des Dienstverhält-
nisses eines Lohnbediensteten, das gemäß § 29
erneuert wurde, über den Monat hinaus, in dem
das 65. bzw. 60. Lebensjahr vollendet ist, von
der Generaldirektion der Österreichischen Bun-
desbahnen insolange bewilligt werden, als weder
ein Anspruch auf einen vollen Ruhe(Versor-
gungs)genuß aus öffentlichen Mitteln noch ein
Anspruch aus der gesetzlichen Pensionsversiche-
rung gegeben ist.

Ein solcherart verlängertes Dienstverhältnis
endet daher jedenfalls mit Zuerkennung eines
vollen Ruhe(Versorgungs)genusses aus öffent-
lichen Mitteln oder einer Rente aus der gesetz-
lichen Pensionsversicherung."

Artikel II
(1) Für die Zeit bis zum Inkrafttreten der für

die Bundesbahnbeamten neu zu regelnden Be-
stimmungen über die Abgeltung von Überzeit-
arbeit sowie von Sonn- und Feiertagsarbeit sind
die Bestimmungen des § 16 in der bis zum In-
krafttreten des Art. I geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(2) Abgeltungen im Sinne des Abs. 1 sind auf
Abgeltungen, die gemäß Art. I Z. 1 gebühren,
anzurechnen.

Frühbauer
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